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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. Juli 1956 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 162. Sitzung 
am 20. Juli 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 5. Juli 1956 verabschiedeten 


Bundesleistungsgesetzes 
- Drucksachen 2492, 1804 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsaussdiuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


gez. von Hassel 


Bonn, den 20. Juli 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 6. Juli 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


von Hassel 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



BUNDESRAT 


Anlage 


Gründe für die Anrufung des Vermittlungsausschusses 
zum Bundesleistungsgesetz 


1 . Zu § 5 

Absatz 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Die Landesregierungen bestimmen 
durch Rechtsverordnung, welche Behörden 
Leistungen anfordern können (Anforde- 
rungsbehörden), für welche Zwecke sie 
Leistungen anfordern dürfen, welche Arten 
der Leistungen und welche Gegenstände 
sie anfordern dürfen. Als Anforderungs- 
behörden können nur Behörden der zivi- 
len Verwaltung bestimmt werden. Soweit 
es sich um die Anforderung von Seeschif- 
fen, Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen 
handelt, bestimmt die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Anforderungsbehör- 
den; zu Anforderungsbehörden können 
insoweit auch Bundesbehörden bestimmt 
werden. Im übrigen gelten für die Rechts- 
verordnung der Bundesregierung die Sätze 
1 und 2 entsprechend.“ 

Begründung 

Die Bestimmung der Anforderungsbehör- 
den durch die Landesregierungen ent- 
spricht dem in Artikel 83, 84 Abs. 1 
und 85 Abs. 1 GG enthaltenen Grund- 
satz, wonach auch bei Ausführung von 
Bundesgesetzen durch die Länder als 
eigene Angelegenheit oder im Auftrag des 
Bundes die Einrichtung der Behörden 
Sache der Länder bleibt. Von diesem 
Grundsatz abzuweichen, besteht kein An- 
laß. Eine Ausnahme gilt nur für die An- 
forderung von Schiffen und Luftfahrzeu- 
gen, da über deren Gesamtbestand nur im 
Bundesministerium für Verkehr der not- 
wendige Überblick besteht. Die vorgeschla- 


gene Fassung des § 5 Abs. 1 entspricht in- 
haltlich im wesentlichen den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates im ersten 
Durchgang z i § 5 des Entwurfs (vgl. 
Nr. 5 der Anlage 2 und Anlage 3 zu BT- 
Drucksache 1804). 

2. Zu § 6 

In Absatz 2 sind nach den Worten „der 
Bundesregierung“ die Worte „mit Zu- 
stimmung des Bundesrates“ einzufügen. 

Begründung 

Eine Klarstellung, daß die nach § 6 Abs. 2 
zu erlassende Rechtsverordnung der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, er- 
scheint notwendig, weil an anderen Stellen 
des Gesetzes, z. B. in § 4 Nr. 8 und § 5 
Abs. 1 letzter Satz die Zustimmung des 
Bundesrates ausdrücklich vorgesehen ist. 

3. Zu § 95 

In § 95 sind die Worte „1. Oktober 1956“ 
durch die Worte „1. Januar 1957“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Es erscheint aus politischen wie verwal- 
tungsmäßigen Gründen nicht zweckmäßig, 
das Bundesleistungsgesetz in Kraft zu 
setzen, solange das Fortgeltungsgesetz gilt. 
Bei Inkrafttreten des Bundesleistungsge- 
setzes müssen für alle noch beanspruditen 
Liegenschaften neue Einzelanforderungs- 
bescheide ergehen. Diese lassen sich für die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1956 vermei- 
den, wenn obigem Vorschlag entsprochen 
wird. 
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